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Kostenrecht in Zivil- und Familienrechtsverfahren (s*№

HELMUT LATKA,
ehern. Richter am Obersten Gericht

Die Kostenentscheidung * 4

Jede Endentscheidung des Gerichts hat eine Regelung über 
die Verfahrenskosten zu enthalten (§§ 78 Abs. 1 Ziff. 3, 
84, 173 Abs. 1 Satz 1 ZPO). Wird das Verfahren auf andere 
Weise beendet, ist über die Kosten durch Beschluß zu 
entscheiden (§173 Abs. 1 Satz 2 ZPO). In der Kostenent­
scheidung ist darzulegen, in welchem Umfang die Betei­
ligten gerichtliche Kosten und Auslagen sowie außerge­
richtliche Kosten zu tragen haben. Es ist auch klarzustellen, 
in welchem Umfang Gerichtskosten- oder Gerichtsgebüh­
renfreiheit besteht (§ 168 ZPO) oder weshalb Gerichtsge­
bühren nicht erhoben werden (§§ 166 Abs. 2 und 3 Satz 2,
4 Satz 2, 167 Abs. 3 ZPO).

Hatte z. B. eine Beschwerde nur teilweise Erfolg, wäre 
die Kostenentscheidung etwa wie folgt zu formulieren: 
„Soweit der Beschwerde stattgegeben wurde, ist das Be­
schwerdeverfahren gerichtsgebührenfrei. Soweit sie keinen 
Erfolg hatte, hat der Beschwerdeführer die Gerichtsge­
bühren zu tragen. Gerichtliche Auslagen und außergericht­
liche Kosten werden dem Beschwerdeführer zu . >. und 
dem Beschwerdegegner zu ... auferlegt.“

Sind am Beschwerdeverfahren Rechtsanwälte beteiligt, 
entstehen ihnen Gebühren nach dem Gebührenwert des 
gesamten Verfahrens. Deshalb ist in Fällen dieser Art 
neben dem Wert des Teils des Verfahrens, hinsichtlich 
dessen die Beschwerde keinen Erfolg hatte, auch der Ge­
bührenwert für das Gesamtverfahren festzusetzen.46

Die Kostenentscheidung ist zu begründen. Die Bezug­
nahme nur auf die zutreffenden kostenrechtlichen Bestim­
mungen reicht nicht immer aus. Das ist vor allem dann der 
Fall, wenn jeder Prozeßpariei ein Kostenanteil auferlegt 
wird (§ 174 Abs. 1 Satz 2 ZPO). In den Fällen der §§ 174 
Abs. 2 und 3 und 175 Abs. 1 Satz 2 ZPO, in denen das Ge­
richt von der Regel der Kostenverteilung abweichen kann, 
ist es meist unerläßlich zu begründen, weshalb diese Vor­
schriften anzuwenden waren.46 Aber auch in Vermögens­
auseinandersetzungsverfahren (§ 39 FGB) kommt einer 
überzeugenden Begründung der Kostenentscheidung er­
hebliche Bedeutung zu.

Sind am Verfahren mehrere Prozeßparteien als Kläger 
oder Verklagte beteiligt, gilt folgendes: Die Kostenent­
scheidung darf nicht nur festlegen, welche Kostenanteile 
die Kläger oder die Verklagten insgesamt zu tragen haben. 
Sie hat vielmehr auch zu enthalten, welcher Anteil auf die 
einzelnen Kläger oder Verklagten entfällt bzw. ob sie als 
Gesamtschuldner für die Kosten haften.

Die Entscheidung hängt von den Umständen des Einzel­
falls ab. Eine Verurteilung als Gesamtschuldner kommt 
dann in Betracht, wenn mehrere Verklagte gemeinschaft­
lich verpflichtet sind, die streitig gewesene Forderung zu 
erfüllen, oder wenn mehrere Kläger eine gemeinschaftliche 
Forderung geltend gemacht haben (§§ 433 Abs. 2, 434 ZGB). 
Eine Verurteilung nach bestimmten Anteilen ist dann aus­
zusprechen, wenn über einen Anspruch oder über mehrere 
Ansprüche entschieden wurde, für die nicht jeder von 
mehreren Verklagten im gesamten Umfang einzustehen 
hat oder die nicht jeder von mehreren Klägern insgesamt 
gefordert hat ■

Sofern Eheleute wegen Ansprüche kostenpflichtig 
sind, die Angelegenheiten des gemeinsamen Lebens be­
treffen oder zum gemeinschaftlichen Vermögen gehören,

bedarf es keiner näheren Bestimmung, da für die Kosten 
das gemeinschaftliche und das persönliche Eigentum der 
Ehegatten haften.

Der Notwendigkeit, die Kostentragungspflicht der ein­
zelnen Prozeßparteien in der Entscheidung konkret zum 
Ausdruck zu bringen, steht § 2 Abs. 3 Satz 3 der Justiz­
kostenordnung vom 10. Dezember 1975 (GBl. I 1976 Nr. 1 
S. 11) nicht entgegen. Dort wird bestimmt, daß der Kosten­
berechner die Höhe der Anteile der einzelnen Zahlungs­
pflichtigen festzulegen hat, wenn sie in der Kostenentschei­
dung nicht genannt worden sind. Diese Regelung besitzt 
jedoch Ausnahmecharakter und kommt nur dann zum 
Zuge, wenn die Kostenentscheidung fehlerhafterweise 
unvollständig ist47

Bei einstweiligen Anordnungen, die mit einer notwen­
digen nachfolgenden Klageerhebung verbunden sind bzw. 
die während eines anhängigen Rechtsstreits erlassen wer­
den, ist grundsätzlich kein Raum für eine abschließende 
Kostenregelung über das einstweilige Anordnungsverfah­
ren. Ist jedoch im Rahmen einer sachlichen Endentschei­
dung eine Kostenentscheidung nicht möglich, weil das Ver­
fahren auf andere Weise beendet wird (z. B. durch Klage­
rücknahme oder Unterlassen einer Klageerhebung), dann 
kann über die Kosten auch selbständig oder in Verbindung 
mit der Aufhebung der einstweiligen Anordnung entschie­
den werden.48

Wird über die Beschwerde gegen eine einstweilige An­
ordnung erst entschieden, wenn die einstweilige Anord­
nung wegen Fristablaufs ihre Wirkung bereits verloren 
hat, ist nur noch über die Kosten zu entscheiden. Dabei 
sind die Voraussetzungen für den Erlaß der einstweiligen 
Anordnung zu prüfen.49

Eine Verfügung des Vorsitzenden, daß ein länger als 
drei Monate nicht betriebener Sachvorgang als erledigt 
gilt, beendet nicht das gerichtliche Verfahren. Es bleibt 
anhängig und ist auf Verlangen einer Partei fortzusetzen. 
Da in einem solchen Fall eine Beendigung des Verfahrens 
auf andere Weise i. S. des § 173 Abs. 1 Satz 2 ZPO nicht 
vorliegt, kann auch nicht über die Kosten des Verfahrens 
entschieden werden.50

Gemäß § 158 Abs. 1 Satz 2 ZPO ist eine Beschwerde 
auch gegen eine Kostenentscheidung zulässig, soweit nicht 
gegen das Urteil Berufung eingelegt wird. Gemäß §82 
Abs. 1 ZPO sind die Gerichte an ihre Urteile gebunden. 
Ein im Ergebnis einer Beratung schriftlich abgefaßtes und 
unterschriebenes Urteil kann weder widerrufen noch geän­
dert werden. Hiervon gibt es jedoch Ausnahmen; dazu 
gehört auch die Beschwerde gegen die im Urteil enthaltene 
Kostenentscheidung. Ihr kann das erstinstanzliche Gericht 
dann abhelfen, wenn das Rechtsmittel in vollem Umfang 
begründet ist.51

Wurde in einem Eheverfahren neben anderen Entschei­
dungen auch' die Kostenentscheidung mit der Berufung 
angegriffen, kann das Rechtsmittel auch dann nach § 157 
Abs. 3 ZPO durch Beschluß als offensichtlich unbegründet 
abgewiesen werden, wenn die Kostenentscheidung des 
kreisgerichtlichen Urteils abgeändert wird.52

Im Rahmen des § 174 Abs. 1 ZPO ist auch die besondere 
Vorschrift des § 122 Abs. 4 ZGB zu beachten, wonach das 
Gericht auf Antrag des Mieters den Vermieter unter Be­
rücksichtigung aller Umstände verpflichten kann, dem 
Mieter die Kosten des gerichtlichen Verfahrens zu er-


